
Volksinitiative
über die Abänderung der Verfassung vom 5. Oktober 1921 (Einbezug des Volkes bei der Bestellung der Regierung)

Gestützt auf Art. 64 und Art 66 LV unterbreiten die unterzeichneten Stimmbürger*innen den Antrag, der Landtag wolle beschliessen oder die Vorlage dem Stimmvolk vorlegen:

Gesetz

 vom ...

betreffend der Abänderung der  
Verfassung vom 5. Oktober 1921

Dem nachstehenden in der Volksabstimmung vom … an-
genommenen Gesetz erteile Ich Meine Zustimmung:

I.

Abänderung bisherigen Rechts

Die Verfassung vom 5. Oktober 1921, LGBI. 1921 Nr. 15, 
wird wie folgt abgeändert:

 
Art. 79 Abs. 2 bis 9

2) Der Regierungschef und die Regierungsräte werden vom Volke im Wege des allgemeinen, 
gleichen, geheimen und direkten Stimmrechts nach dem Mehrheitswahlrecht bestellt. 
Das Oberland und Unterland bilden je einen Wahlbezirk. Von den vier Regierungsräten 
entfallen je zwei auf das Oberland und auf das Unterland. Der Regierungschef wird 
wahlbezirksübergreifend bestimmt.

3)  Über Wahlbeschwerden entscheidet der Staatsgerichtshof. Der Landtag prüft die Gültig-
keit der Wahl der Regierungsmitglieder und der Wahl als solcher auf Grund der Wahl-
protokolle und auf Grund etwaiger Entscheidung des Staatsgerichtshofes (Validierung).

4)  Der Landtag spricht den Regierungsmitgliedern sein Vertrauen aus und schlägt die 
Regierungsmitglieder anschliessend dem Landesfürsten zur Ernennung vor. Die Regie-
rungsmitglieder werden vom Landesfürsten ernannt.

5)  Spricht der Landtag einem Regierungsmitglied sein Vertrauen nicht aus, finden unver-
züglich Neuwahlen des Landtages und der Regierung statt. Ernennt der Landesfürst ein 
Regierungsmitglied nicht, ist unverzüglich ein neues Regierungsmitglied für den Rest der 
Amtsperiode im Verfahren nach Abs. 2 bis 4 zu bestellen.

6)  Einer der Regierungsräte wird auf Vorschlag des Landtages vom Landesfürsten zum 
Regierungschef-Stellvertreter ernannt.

7)  Auf Vorschlag des Landtages ernennt der Landesfürst für den Regierungschef und die 
Regierungsräte je einen Stellvertreter, der im Falle der Verhinderung das betreffende 
Regierungsmitglied in den Sitzungen der Kollegialregierung vertritt. Ihre Stellvertreter 
sind der gleichen Landschaft zu entnehmen. 

8)  Die Regierungsmitglieder müssen Liechtensteiner und zum Landtag wählbar sein.

9) Die Amtsperiode der Kollegialregierung beträgt vier Jahre. Bis zur Ernennung einer neuen Regierung haben die bisherigen Regierungsmitglieder 
die Geschäfte verantwortlich weiterzuführen, es sei denn, Art. 80 kommt zur Anwendung.

Art. 80

1) Verliert die Regierung das Vertrauen des Landesfürsten oder des Landtages, dann erlischt ihre Befugnis zur Ausübung des Amtes. Für die Zeit 
bis zum Antritt der neuen Regierung bestellt der Landesfürst unter Anwendung der Bestimmungen gemäss Art. 79 Abs. 1 und 8 eine Übergangs-
regierung zur interimistischen Besorgung der gesamten Landesverwaltung (Art. 78 Abs. 1). Der Landesfürst kann auch Mitglieder der alten 
Regierung in die Übergangsregierung berufen. Vor Ablauf von vier Monaten nach dem Misstrauensvotum ist eine neue Regierung für den Rest 
der Amtsperiode gemäss dem Verfahren nach Art. 79 zu bestellen.

2) Verliert ein einzelnes Regierungsmitglied das Vertrauen des Landesfürsten oder des Landtages, dann wird die Entscheidung über den Verlust 
der Befugnis zur Ausübung seines Amtes zwischen Landesfürst und Landtag einvernehmlich getroffen. Bis zur Ernennung des neuen Regie-
rungsmitgliedes hat der Stellvertreter die Amtsgeschäfte fortzuführen. Vor Ablauf von vier Monaten nach dem Misstrauensvotum ist ein neues 
Regierungsmitglied für den Rest der Amtsperiode gemäss dem Verfahren nach Art. 79 zu bestellen.

II.

Inkrafttreten

Dieses Verfassungsgesetz tritt am 1. Juli 2024 in Kraft.

Datum Name Vorname Geburtsdatum Adresse Unterschrift Kontrolle

Zu beachten: Die Unterschriftensammlung beginnt am 13. Oktober 2023.

Pro Gemeinde einen separaten Bogen verwenden, es dürfen nur Stimmbürger, die in derselben Gemeinde wohnhaft  sind, auf demselben Bogen unterschreiben. Unterschreiben 
können in Liechtenstein Wahlberechtigte, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.

Rückantwort bis spätestens Freitag, 17. November 2023 in den nächsten Briefkasten werfen oder abgeben bei Thomas Rehak, Büchele 15, 9495 Triesen.

Dieser Bogen gilt für die Gemeinde:  (bitte ausfüllen)


